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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 6 KA 52/02 B 

 

 

 
Kassenärztliche Vereinigung Südbaden, 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg, 
 

Klägerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufungsausschuss für Ärzte im Regierungsbezirk Freiburg, 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  AOK Baden-Württemberg, 

Heilbronner Straße 184, 70191 Stuttgart, 
 
 
2.  Landesverband der Betriebskrankenkassen Baden-Württemberg, 

Stuttgarter Straße 105, 70806 Kornwestheim, 
 
 
3.  Innungskrankenkasse Baden-Württemberg, 

Schlachthofstraße 3, 71636 Ludwigsburg, 
 
 
4.  Landwirtschaftliche Sozialversicherung Baden-Württemberg, 

Landwirtschaftliche Krankenkasse Baden-Württemberg, 
Steinhäuserstraße 14, 76135 Karlsruhe, 

 
 
5.  Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V., 

Frankfurter Straße 84, 53721 Siegburg, 
 
 
6.  Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e.V., 

Frankfurter Straße 84, 53721 Siegburg, 
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7.  ...................................................................................................................., 

 
 

Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .................................................. 

 
 

 
 
 

 

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Dezember 2002 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  E n g e l m a n n ,   die Richter   Dr.  W e n n e r   und 

Dr.  C l e m e n s   sowie die ehrenamtliche Richterin   Dr.  D e p p i s c h - R o t h 

und den ehrenamtlichen Richter   Dr.  A h r e n s 

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde des Beigeladenen zu 7. wird das Urteil des Landessozialgerichts 

Baden-Württemberg vom 8. Mai 2002 aufgehoben. 

 

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht 

zurückverwiesen. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der 1952 geborene Beigeladene zu 7. ist seit dem 1. Oktober 1996 als "Vertragsarzt für 

Psychotherapie" zur vertragsärztlichen Versorgung zugelassen. Im August 1998 bean-

tragte er, wegen Sonderbedarfs als "Arzt für Psychiatrie mit der Zusatzbezeichnung Psy-

chotherapie" in dem wegen Überversorgung für Neuzulassungen gesperrten Bereich 

B.           zugelassen zu werden. Diesen Antrag lehnte der Zulassungsausschuss mit der 

Begründung ab, ein Versorgungsbedarf für einen weiteren Psychiater bestehe nicht (Be-

scheid vom 9. Dezember 1998). 

 

Auf den Widerspruch des Beigeladenen zu 7. ließ ihn der beklagte Berufungsausschuss 

als Arzt für Psychiatrie/Psychotherapie in B.           mit der Begründung zu, die Zulas-

sungsbeschränkungen für Nervenärzte erfassten nicht die Arztgruppe der Psychiater 

(Bescheid vom 18. März 1999). Nach Bekanntwerden des Urteils des Bundessozialge-

richts (BSG) vom 9. Juni 1999 (BSG SozR 3-2500 § 101 Nr 3) hob der Beklagte diesen 

Bescheid auf, ließ aber den Beigeladenen zu 7. erneut als Arzt für Psychiatrie/Psychothe-
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rapie zu. Er begründete seine Entscheidung nunmehr damit, dass ein besonderer Bedarf 

an psychiatrischen Leistungen in den nördlich von B.           gelegenen Gemeinden be-

stehe (Bescheid vom 13. September 1999). 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die hiergegen erhobene Klage der Kassenärztlichen Vereini-

gung mit der Begründung abgewiesen, der Beklagte habe zutreffend unter Berücksichti-

gung der Infrastruktur sowie der Verkehrsverhältnisse das Einzugsgebiet einer psychiatri-

schen Praxis in B.            festgelegt und eine Einwohnerzahl von 35.000 ermittelt. Durch 

den in B.           niedergelassenen Arzt für Neurologie und Psychiatrie Dr. K. sei für diesen 

Personenkreis eine ausreichende psychiatrische Versorgung nicht gewährleistet (Urteil 

vom 23. August 2000). 

 

Auf die Berufung der Klägerin hat das Landessozialgericht (LSG) das sozialgerichtliche 

Urteil sowie den Bescheid des Beklagten aufgehoben und diesen verpflichtet, über den 

Widerspruch des Beigeladenen zu 7. gegen den Beschluss des Zulassungsausschusses 

erneut unter Beachtung der Rechtsauffassung des Senats zu entscheiden (Urteil vom 

8. Mai 2002). 

 

Mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision macht der Beigeladene zu 

7. als Verfahrensfehler geltend, die mündliche Verhandlung vor dem LSG habe zu einem 

Zeitpunkt stattgefunden, zu dem weder er selbst noch sein Bevollmächtigter geladen wor-

den seien (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist begründet. 

 

Das Berufungsgericht hat am 8. Mai 2002 eine mündliche Verhandlung über die Berufung 

der Klägerin gegen das Urteil des SG Freiburg durchgeführt, ohne dass dieser Termin 

dem Beschwerdeführer oder seinem Bevollmächtigten mitgeteilt worden ist. Darin liegt ein 

Verstoß gegen § 110 Abs 1 Satz 1 SGG, der über § 153 Abs 1 SGG auch für das Be-

rufungsverfahren gilt. Zugleich ist dadurch das rechtliche Gehör des Beigeladenen zu 7. 

(§ 62 SGG) verletzt worden. Er war in der mündlichen Verhandlung nicht ordnungsgemäß 

vertreten iS des § 547 Nr 4 Zivilprozessordnung (ZPO) iVm § 202 SGG. Ein Fall der 

mangelnden Vertretung im Prozess liegt auch dann vor, wenn ein Beteiligter nicht ord-

nungsgemäß geladen wird und deshalb weder selbst noch durch einen Bevollmächtigten 

an der mündlichen Verhandlung teilnehmen konnte (Albers in Baumbach/Lauter-

bach/Albers/Hartmann, Zivilprozessordnung, 60. Auflage, 2002, § 547 RdNr 11 mit 

zahlreichen Nachweisen). Die mangelnde Vertretung eines Beteiligten im Verfahren ist 

nach § 547 Nr 4 ZPO iVm § 202 SGG als absoluter Revisionsgrund ausgestaltet, sodass 
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das Urteil des Berufungsgerichts als auf einer Verletzung des Gesetzes beruhend 

anzusehen ist. 

 

Mit Verfügung vom 27. März 2002 hatte der Vorsitzende des Berufungssenats Termin zur 

mündlichen Verhandlung auf Dienstag, den 28. Mai 2002 um 14.45 Uhr bestimmt. Aus 

dem in den Akten enthaltenen Vermerk des Senatsvorsitzenden vom 15. Mai 2002 ergibt 

sich, dass er den Termin auf Mittwoch, den 8. Mai 2002 hatte festlegen wollen, es jedoch 

zu einem Eingabefehler seitens der Urkundsbeamtin gekommen ist. Nach dem Bemerken 

dieses Fehlers hat der Senatsvorsitzende die Urkundsbeamtin angewiesen, "die Ladung 

in Ordnung zu bringen". Dies ist in der Weise erfolgt, dass die Urkundsbeamtin die vom 

Vorsitzenden unterschriebene Originalverfügung mit Tipp-Ex abgeändert und so aus dem 

28. Mai 2002 den tatsächlich gewünschten Termin "8. Mai 2002" gemacht hat. Dabei ist 

die Wochentagsangabe nicht korrigiert worden, sodass es bei der Angabe "Dienstag" 

geblieben ist, die zwar für den 28. Mai 2002, nicht jedoch für den 8. Mai 2002 zutreffend 

gewesen ist. 

 

In der Ausfertigung des Beschlusses vom 27. März 2002, die dem Bevollmächtigten des 

Beigeladenen zu 7. zugestellt worden ist, ist erkennbar, dass an der Zahl "2" aus der 

Datumsangabe "28.5.2002" eine Tipp-Ex-Manipulation vorgenommen worden ist. Das 

Datum "28.5.2002" ist jedoch ohne jede Einschränkung zu lesen. Auf Grund der ihm zu-

gestellten Ausfertigung der Terminierung hat der Bevollmächtigte des Beigeladenen zu 7. 

den Termin in seiner Kanzlei auf den 28. Mai 2002 notieren lassen und ist - da er von ei-

ner mündlichen Verhandlung am 8. Mai 2002 nichts gewusst hat - zu diesem Termin nicht 

erschienen. Erst durch eine zufällige Nachfrage vom 14. Mai 2002 nach den Mög-

lichkeiten einer Terminsverlegung hat der Bevollmächtigte des Beigeladenen zu 7. in ei-

nem Gespräch mit dem stellvertretenden Senatsvorsitzenden erfahren, dass in der Sache 

bereits am 8. Mai 2002 mündlich verhandelt worden und eine Entscheidung ergangen ist. 

Die Richtigkeit der Angaben des Bevollmächtigten des Beigeladenen zu 7. sind nicht zu 

widerlegen und werden im Kern durch den in den Akten enthaltenen Vermerk des Senats-

vorsitzenden vom 15. Mai 2002 bestätigt. Nach diesem Geschehensablauf stellt sich die 

Lage so dar, dass der Bevollmächtigte des Beigeladenen zu 7. zu einem Termin geladen 

worden ist, an dem die mündliche Verhandlung nicht stattgefunden hat und auch nicht 

stattfinden sollte, während ihn eine ordnungsgemäße Ladung zu dem Termin, an dem die 

mündliche Verhandlung tatsächlich durchgeführt worden ist, zu keinem Zeitpunkt erreicht 

hat. Damit liegt der absolute Revisionsgrund der nicht ordnungsgemäßen Vertretung ei-

nes Beteiligten iS des § 547 Nr 4 ZPO iVm § 202 SGG vor. 

 

Nach § 160a Abs 5 SGG in der seit dem 2. Januar 2002 geltenden Fassung des 

6. SGG-Änderungsgesetzes vom 17. August 2001 (BGBl I 2150) kann das BSG im Be-

schluss über die Nichtzulassungsbeschwerde das angefochtene Urteil aufheben und die 

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverweisen, wenn 
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- wie hier - die Voraussetzungen des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliegen. Der Senat macht 

von dieser Möglichkeit Gebrauch. Das LSG wird bei seiner erneuten Entscheidung auch 

über die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu entscheiden haben. 
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